
Rücksendung von der Partei Die Linke Kreis Bergstraße 30. 01.2026 

E-Mail an bund.bergstrasse@bund.net  
Die eingehenden Stellungnahmen werden den Mitveranstaltern zur Vorbereitung der 
Podiumsdiskussion zur Verfügung gestellt. Sie können im Zusammenhang mit der Veranstaltung 
veröffentlicht werden, zur transparenten Darstellung politischer Positionen im Vorfeld der 
Kreistagswahl 2026 im Landkreis Bergstraße. 
 
Naturschutzbund Deutschland (NABU) Kreisverband Bergstraße e. V. Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND) Kreisverband Bergstraße Paritätischer Wohlfahrtsverband Hessen 
Kreisgruppe Bergstraße Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) Kreis Bergstraße 
 
Wahlprüfsteine des NABU Kreisverband Bergstraße e. V. 
 
Der Naturschutzbund Deutschland (NABU) engagiert sich seit über 125 Jahren für den Schutz von 
Natur und Umwelt. Im Mittelpunkt stehen der Erhalt der biologischen Vielfalt, der Schutz von 
Lebensräumen sowie der Einsatz für eine nachhaltige Entwicklung, die ökologische, soziale und 
wirtschaftliche Belange miteinander in Einklang bringt. Der NABU Kreisverband Bergstraße ist mit 
rund 5.000 Mitgliedern einer der mitgliederstärksten Umweltverbände im Landkreis. In 12 
örtlichen NABU-Gruppen engagieren sich Ehrenamtliche direkt vor Ort – etwa im praktischen 
Naturschutz, in der Umweltbildung, in der Betreuung von Schutzgebieten sowie in der fachlichen 
Begleitung von Planungs- und Genehmigungsverfahren. Dadurch verbindet der NABU regionale 
Expertise mit landes- und bundesweiten naturschutzfachlichen Positionen. 
Frage 1 
Werden Sie sich im neuen Kreistag dafür einsetzen, dass das bestehende Klimaschutz- und 
Anpassungskonzept des Landkreises verstetigt und aktiv umgesetzt wird – inklusive dauerhaftem 
Klimaschutzmanagement? 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 

Kommentar (optional): Wir als Linke streben die Klimaneutralität bis 2035 an, dazu ist ein 
umgehendes Handeln zwingend erforderlich. Im Grunde braucht es mehr bewaldete Flächen die 
nicht als Ertragswald bewirtschaftet werden, Wald speichert Wasser und gibt Feuchtigkeit 
verzögert ab, das kühlt die gesamte Umgebung. Es muss der Windrichtung bedacht werden, um 
Feuchteverwehung zu integrieren, an Schulen wäre es sinnvoll mehr Bäume für Schattierungen zu 
fördern, und zwar primär Arten die für Klimaverträglichkeit und einem geringen Pflegeaufwand 
bewehrt sind. 
 Es sollte das Anlegen von Steingärten zukünftig erschwert werden. In Sachsen besteht die 
Möglichkeit, neben normalen Heckenpflanzungen auch die Anlage von Benjeshecken durch 
öffentliche Mittel gefördert zu bekommen. Dies wäre ein Vorschlag, der für Hessen und die 
Bergstraße übernommen werden sollte.  
 Hermann Benjes war Mitglied im Kuratorium der Stiftung für Ökologie und Demokratie. 
 Als besonders sinnvoll erweist sich die Benjeshecke(Flurbelebungskonzept) dort, wo sie schnell 
und kostengünstig in weiträumig flurbereinigter, intensiv genutzter Agrarlandschaft wie Wiesen 
und Äckern einen Beitrag leisten kann.  Auch Kinder und Jugendliche lassen sich gut durch Bau und 



Beobachtung einer solchen Hecke zu Themen wie Natur- und Umweltschutz bewegen, es dies 
dient daher auch der Umwelterziehung. In Folge der Neugestaltung von Schulhöfen war eine 
Abnahme der Gewaltbereitschaft und von Stress, bei den Schüler*innen zu belegen. Die 
weitläufigen Monokulturen von industriellem Weinbau, subventioniertem Mais oder 
Getreidesorten sind nicht gerade klimaförderlich, der Boden darunter wird stark mit Chemikalien 
belastet, ausgezehrt und es gibt kaum Wasserrückhalt und Speicherung, es braucht daher 
Maßnahmen, um mit einem Humusaufbau zu beginnen. Bodenverbesserungsmaßnahmen mit 
Terra Preta sind zu befürworten und die lokale Fachgerechte Erzeugung von Aktivkohle aus 
Abfallholz und unverkäuflichem Holz aus der Forstbewirtschaftung und nachfolgende 
Nährstoffanreicherung mittels Landwirtschaftsnährstoffen (Gülle, Mist) würde 
Nitratauswaschungen in unsere Gewässer vorbeugen. Mit Terra Preta aufgewertete Böden können 
bis zu 70% Wasser einsparen. Terra Preta Böden können Wasser schnell aufnehmen und lange 
speichern. Das spart letztendlich Bewässerungskosten und kann Trockenperioden besser 
überbrücken. Humusreiche Böden können extreme Wettersituationen zudem besser ausgleichen. 
Das erhöht die Ertragssicherheit. Hitzestress bei Kulturen führt zudem zu Schädlingsbelastungen 
und erfordert daher mehr Spritzmittelnutzung aber dies verteuert die Produktion. Es wäre 
denkbar, statt Monokultur naturverträgliche Agroforstmischkultur zu betreiben. Diese 
Agroforstsysteme sind zudem förderfähig, Waldgartenkonzepte sollten auch als sinnvoll erachtet 
werden. Bäume in den Weinberg zu setzen ist gut, weil deren Blätter Humusaufbau fördern. Der 
Humus speichert Wasser und Nährstoffe in großen Mengen und der Ernteertrag steigert sich 
langfristig. Die Geländegestaltung an bergiger Landschaft nach Permakulturprinzipien kann zudem 
massiv zu einer klugen Wasserführung, Speicherung und Nutzung beitragen. Die Flurbereinigung 
der vergangenen Jahrzehnte sollte unbedingt rückgängig gemacht werden. Es braucht mehr 
Hecken und Nischen für den Klima und Artenschutz zudem profitiert der Tourismus unmittelbar 
von einer Umwelt in intaktem Zustand die es zu erleben lohnt. 
Es gibt das Klimaanpassungskonzept und das integrierte Klimafolgenbegrenzungskonzept, welches 
seit 2022 läuft. Wir werden das von Herr Alexander Uhl erarbeitete und im Herbst 2026 zu 
veröffentlichte Workshopergebnis intensiv verfolgen. Die Erstellung des Klimaanpassungskonzepts 
für den Kreis Bergstraße wird vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages 
gefördert. Die Laufzeit beträgt zwei Jahre und begann mit dem  
1. November 2024. Mit der Klimaschutznovelle des Baugesetzbuches wurde die Anpassung an den 
Klimawandel als ein Abwägungstatbestand in der kommunalen Bauleitplanung definiert. Die 
Umsetzung dieser Vorgabe sieht sich jedoch einer Reihe von Problemen gegenüber: 
Unsicherheiten, die in Aussagen zu zukünftigen Klimaveränderungen liegen sowie 
unterschiedliche Raumstrukturen des Landes erschweren die Bewertung der Notwendigkeit von 
Anpassungsmaßnahmen. Zudem haben insbesondere kleine Kommunen häufig nicht die 
personellen und zeitlichen Ressourcen, um groß angelegte Strategien zur Klimaanpassung zu 
entwickeln und letztlich zu realisieren. Maßnahmen hängen von lokalspezifischen Vulnerabilitäten 
ab und die Integration von Anpassungsmaßnahmen in Projekte und Aufgabenfelder muss in 
hohem Maße individuell erarbeitet werden. 
 
 



Frage 2 
Welche konkreten Maßnahmen befürworten Sie zur Hitzeminderung in Städten und Gemeinden 
des Kreises, etwa durch Begrünung, Entsiegelung oder schattenspendende Gestaltung 
öffentlicher Räume? 
Antwort:  
 Mehr Beachtung der Windrichtung und der Bewegung des gasförmigen Wassers und gezielte 
Pflanzung von klimaverträglichen Bäumen mit hoher Lebenserwartung (Eichenarten, Eiben...) 
sowie Unterpflanzung, sofern möglich. Die Natur möglichst wieder nachbilden. Manche 
Baumarten ziehen viel Grundwasser ab (Pappel, Erle) und andere fangen es aus der Luft als 
Nebelfänger und reichern Wasserspeicher an (Roteiche und Schwarzkiefer) .   
 Flächenversiegelung verhindern, Steingärtenanlagen aufgrund von Hitzekonzentration 
unterbinden. Dafür wäre es gut, Gartenbaubetriebe zu motivieren auf Anlage von Steingärten zu 
verzichten und die Kommunen zu schulen, klimaverträglich zu gestalten. Die Farbe von Dächern 
und allgemein von Hausfassaden trägt auch stark zu einer städtischen Aufheizung bei, das soll 
optimiert werden. In heißen Ländern ist zu beobachten, die Fassaden sind oft aus Weißkalk und 
häufig begrünt und es gibt hellere Dächer. Reine Teerflächen und Großparkplätze müssen neu 
gedacht und Lösungen zu einer Kühlung umgesetzt werden (Supermarktparkplätze von REWE und 
Co, Parkplatz am Kreisel HP Richtung A5 u.a.). Die Verwendung von sogenanntem Sickerpflaster, ist 
ein absoluter Fehlanreiz, ein günstiger Trick, um weniger Versiegelung zu zahlen aber die Poren 
gehen bereits nach 2 Jahren zu. Der Effekt ist damit zunichte gemacht. Der Verbau von 
sogenannten Betonzäunen ist ebenfalls nicht klug, so wird zwar der Bauantrag für Mauerwerk 
umgangen, aber der eingesetzte Zement verursacht enorme Klimaschäden. Es muss ein Verzicht 
auf klimaschädliche Baumaterialien zum Ziel gemacht werden. Lasttragender Strohballenbau und 
der in unserer Gegend kulturell verwurzelte Bau mit Lehm und der Lehmstampfbau wären 
denkbare lokalverträgliche Alternativen, die zudem längst erprobt sind. Der älteste mehrstöckige 
Lehmstampfbau steht übrigens auch in Hessen. Es wäre nötig die Regelungen im Denkmalschutz zu 
hinterfragen, sofern die Häuser dann verfallen würden und nicht mehr Instand gesetzt werden, 
obgleich dies gehen würde. Denkmalschutz ist kein starres Verbot, sondern eine Abwägung. 
Der Landkreis kann seine Denkmalschutzbehörde anweisen, Wohnraumsicherung als öffentliches 
Interesse stärker zu gewichten und bei Grundrissänderungen, Dachausbauten, Innendämmung, 
Fensterlösungen mit moderner Technik 
pragmatischer zu entscheiden. Das ist auch rechtlich zulässig, wird aber derzeitig viel zu restriktiv 
gehandhabt. 
 
Frage 3 
Setzen Sie sich für eine verbindliche Obergrenze beim Flächenverbrauch im Kreis Bergstraße ein 
und befürworten Sie Maßnahmen zur Flächenentsiegelung und Renaturierung? 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 

Kommentar: Ausweislich der amtlichen Flächenstatistik des Bundes wurden in Deutschland im 
Vierjahresmittel 2020 bis 2023 jeden Tag durchschnittlich rund 51 Hektar als Siedlungsflächen und 
Verkehrsflächen neu ausgewiesen. Vorhandene Ressourcen effizienter zu nutzen ist immer klüger 
als Neuversiegelung. 
Entsiegelung von Flächen halten wir für sehr wichtig. Flächenversiegelungen schaden der Natur 



und langfristig dem Menschen. Wo diese notwendig sind, müssen Ausgleichsflächen entsiegelt 
beziehungsweise renaturiert werden. Versiegelte Flächen werden regelmäßig im Sommer zu 
Hitzespots und begünstigen Regionalaufheizung die bis hin zu einer Unbewohnbarkeit, 
insbesondere für Kinder und Alte Bewohner*innen führen würde. Dies ist in Asien und auch am 
Mittelmeer so in Athen, bereits eine katastrophale Entwicklung, die es absolut zu verhindern gilt. 
Siehe „Asien-Pazifik-Katastrophenbericht 2025“ Es muss dabei Jahrzehnte in die Zukunft geplant 
werden und nicht nur in Wahlperioden. Für Arbeiter*innen in Branchen wie dem Bauwesen, dem 
Transportwesen, dem Straßenhandel und der Landwirtschaft werden extreme Hitze die Arbeit in 
der Mittagszeit zunehmend gefährlich. Die anhaltende Belastung führt zu Hitzestress, 
Dehydrierung und hitzebedingten Erkrankungen – was sowohl das Einkommen als auch die 
Gesundheit beeinträchtigt. 
 
Frage 4 
Wie wollen Sie der Gefahr zunehmender Trockenperioden im Kreis Bergstraße begegnen – etwa 
durch Regenwasserrückhalt, Schwammstadt-Konzepte oder Wasserschutzkooperationen mit der 
Landwirtschaft?  
Zunehmende Trockenperioden sind auch im Kreis Bergstraße bereits Realität und erfordern ein 
vorausschauendes, sozial-ökologisches Wassermanagement. Regenwasser muss dort gehalten 
werden, wo es fällt. 
Dafür sollten wir Entsiegelung konsequent vorantreiben, Retentionsflächen ausbauen, Dach- und 
Fassadenbegrünung fördern, Farbgestaltung optimieren und Regenwassernutzung bei öffentlichen 
und privaten Neubauten verbindlich machen. Ein WC muss nicht mit Trinkwasser betrieben 
werden, dies ist Ressourcenverschwendung, das Wasser von der Handwaschnutzung im Anschluss 
ist dafür noch ziemlich gut geeignet, besser wäre gleich Regenwasser zu verwenden. 
 
Öffentliche Flächen sollen systematisch zu Wasserspeichern umgestaltet werden, auch nachhaltige 
Aufforstung und Verbesserung der Böden sind nötig. Für Neuanlage von Großwohnprojekten 
können Schwammstadtkonzepte sinnvoll sein, aber ob diese auch nicht übermäßig kostenintensiv 
wären, liegt in den Sternen. Eine echte Lösung muss praktikabel, finanzierbar und zeitnah 
umsetzbar sein, dies ist bei den bekannten und bereits realisierten Schwammstadtkonzepten meist 
nicht gegeben. Für Experimente und Prestigebauprojekte fehlt es an Zeit, wir steuern leider auf die 
3C° Erderwärmung zu und die Politik setzt immer noch auf Individualmobilität mittels PKW und 
Warentransporte über LKW, anstatt den Schienenverkehr richtig massiv und direkt auszubauen. 
Wasserschutz funktioniert nur gemeinsam mit der Landwirtschaft. Wir setzen auf Kooperationen, 
humusaufbauende Bewirtschaftung, geringeren Pestizid- und Düngemitteleinsatz sowie eine faire 
finanzielle Unterstützung der Betriebe, die aktiv zum Grundwasser- und Bodenschutz beitragen. 
Unsere Position und Zielsetzung ist:  
Wasser ist ein Gemeingut. Seine Verfügbarkeit darf weder vom Einkommen noch von kurzfristigen 
wirtschaftlichen Interessen abhängen. Klimaanpassung muss ökologisch wirksam, sozial gerecht 
und langfristig gedacht sein. 
FRAGEN BUND: 
Wahlprüfsteine des BUND Kreisverband Bergstraße Der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) setzt sich für den Schutz unserer Natur und Umwelt ein, damit die Erde als 
Lebensraum für Menschen, Pflanzen und Tiere bewohnbar bleibt. Deswegen treten wir ein für 
konsequenten Klimaschutz, nachhaltige Ernährung, Mobilitäts- und Energiewende, das Ende der 



Flächenversiegelung. Der BUND Kreisverband Bergstraße ist eine Untergliederung des BUND 
Landesverbands Hessen. Mit 2.500 Mitgliedern ist der Kreisverband einer der großen 
Naturschutzverbände im Kreis. 
Frage 1 
Die künstliche Aufhellung der Nacht schadet Pflanzen, Tieren und Menschen und ist gesetzlich zu 
vermeiden. Werden Sie sich im neuen Kreistag für die Eindämmung der Lichtverschmutzung 
einsetzen, beispielsweise durch angepasste Beleuchtung an Kreisliegenschaften, Ausweisung von 
Dunkelzonen oder Sensibilisierung von gewerblichen Gebäudeeigentümern? 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils  
Kommentar:  
Lichtverschmutzung schadet der Tierwelt und greift niedrigschwellig in deren Nahrungskette ein. 
Die Folge wären unkontrollierbare Kettenreaktionen. Der Nachtfalter, der aufgrund einer 
Lichtverschmutzung sein Weibchen nicht mehr findet, stirbt aus, fehlt er hat irgendein 
spezialisierter Vogel oder Fledermaus der ihn sonst frisst kein Futter und stirbt auch aus, fehlt der 
Vogel werden Samen von Pflanzen, die er sonst frisst nicht mehr verbreitet, fehlt der Samen 
verändert sich die Habitatsstruktur und damit das Klima. Es ist auch möglich, dass ein Teil dieser 
Kette bedeutsame Schädlinge im Obstbau oder anderen Landwirtschaftsbereichen kontrolliert und 
es Schädlingsausbrüche und Ertragseinbußen auslösen kann. Es muss bevor Lichtverschmutzung 
installiert wird, eine Folgenabschätzung geben! Dazu ist eine umfassende Entomologische 
Untersuchung mit Nachtexkursionen/Nachtfangbestandsaufnahmen notwendig bei der auch 
mehrere unterschiedliche LED-Lichtspektren der üblichen Beleuchtungsinstallationen auch mit 
Priorität auf Umweltverträglichkeit und Artenschutz überprüft werden. Es gilt unnötige 
Dauerbeleuchtung zu verhindern, es gibt etliche Gebäude, die ihre Außengebäude auch 
durchgängig beleuchten, denn LED ist günstig und sparsam in Verbrauch aber verschmutzt stark 
mit Licht.  
Im direkten Einflussbereich der Kommunen (Immobilienbestand, Straßenleuchten) sind daher 
zuerst verpflichtende Maßnahmen umzusetzen die Lichtverschmutzung zu mindern. Die Intensität 
der Mindestausleuchtung wäre zu ermitteln und gute Lichtfarben mit wenig Lichtemission zu 
bevorzugen. 
Es sollte an Privat und Geschäftsgebäuden eine zeitschaltgesteuerte oder bewegungsgesteuerte 
Beleuchtung im Außenbereich zuerst an Privatgebäuden freiwillig angestoßen und später dann im 
Gewerbe auch klar verpflichtend gemacht werden. Werbeinstallationen müssen nur noch 
zeitgesteuert zulässig sein. Die Ausweisung von Dunkelzonen, könnte in Naturschutzgebieten und 
anliegenden Randgebieten gemacht werden. Dies erfordert eine vorherige Analyse und 
Abschätzung, jeder Eingriff in das bestehende System verändert die Nahrungsangebote. Lampen 
locken Falter, die fressen Fledermäuse... Macht man nun das Licht aus, hat die Fledermaus 
eventuell direkt weniger Nahrung. Wie sich das daraufhin auswirkt, muss bestenfalls vorher 
bekannt sein. Fledermäuse spielen eine entscheidende Rolle für das ökologische Gleichgewicht der 
Natur. Sie kontrollieren Insektenpopulationen und reduzieren so den Bedarf an Insektiziden. Im 
Grunde sind wir also klar dafür Dunkelzonen auszuweisen. 
 
 
 



Frage 2 
Werden Sie sich im neuen Kreistag für eine konsequente Umsetzung der EU-
Wasserrrahmenrichtlinie einsetzen – insbesondere im Hinblick auf die ökologische Aufwertung 
und den Schutz von Bächen und ihren Auen wie Lauter, Weschnitz und Winkelbach? 

 ☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 

Kommentar: 
Die Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Wasserpolitik oder inoffiziell Europäische Wasserrahmenrichtlinie ist eine europäische Richtlinie, 
welche den rechtlichen Rahmen für die Wasser-Politik der Europäischen Union vereinheitlichen 
soll und bezweckt, deren entsprechende Politik stärker auf eine nachhaltige und 
umweltverträgliche Wassernutzung auszurichten. Wir stehen für deutlich mehr Nachhaltigkeit und 
Umweltverträglichkeit ein, sofern ihr uns in den Kreistag wählt. Es wäre zu prüfen, ob die 
Verseuchung der Gewässer durch permanenten Autoreifenabrieb und Gülleauswaschung nicht 
irgendwie zu verhindern wäre, so wird massenhaft Kunststoff in unsere Gewässer eingespült. Viele 
stark befahrene Verkehrswege befinden sich direkt neben unseren Bächen und bei Regen und 
Schneeschmelze entwässern diese auch direkt in Gewässer hinein, Schutzstreifenanlagen oder 
spezielle Mikroplastik Vorfilter wären denkbar. Diese Partikel machen 50 bis 90 Prozent des 
gesamten Mikroplastiks aus, das bei Regen von den Straßen abfließt. Wissenschaftliche 
Hochrechnungen deuten außerdem darauf hin, dass fast die Hälfte (45 %) des in Böden und 
Gewässern gefundenen Mikroplastiks von Reifenabrieb stammt. Die Wasserqualität im Bach und 
Grundwasser von daher als sehr gut zu bezeichnen muss reflektiert werden. Die EU-Richtlinie soll 
die Wasserqualität durch Maßnahmen verbessern, das ist ihr Kern. Die Ziele werden aber kaum 
erreicht, leider kaum ein Bundesland setzt dort echte Prioritäten. Die Natur hat wenig zahlende 
Lobby so scheint es. Auwälder müssen unter Schutz gestellt werden und insbesondere Amphibien 
besser mitgedacht werden, diese sind sehr stark von einem Rückgang betroffen. 
Es wurden bereits einige Tierarten aus unseren Gewässern ausgerottet. So verschwand die 
ursprünglich einheimische und bis zu 280 Jahre alt werdende Flußperlmuschel (Margaritifera 
margaritifera). 2024 wurde sie zum deutschen Weichtier des Jahres gewählt, aber bei uns gibt es 
sie schon seit spätestens Ende der 80er nicht mehr. Zu dem Rückgang der Bestände haben vor 
allem Wasserbau und Unterhaltungsmaßnahmen (zum Beispiel Sohlenberäumung), die 
Verschlechterung der Wasserqualität (zum Beispiel Schadstoffeinleitung, Versauerung) und der 
Stoffeintrag aus angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen beigetragen. Schon bei 
vergleichsweise geringer Eutrophierung (Überdüngung) können die Muscheln absterben. 
Zu den erforderlichen Schutzmaßnahmen für die Perlmuschel gehören unter anderem Erhaltung 
und Wiederherstellung von Siedlungsgewässern, Verhinderung von Abwassereinleitung aus 
Siedlungen, Landwirtschaft und Verkehr, Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung im 
Einzugsgebiet der Wohngewässer sowie Einrichtung von Schutzstreifen (Pufferzonen) entlang der 
besiedelten Bäche und ihrer Zuflüsse. 
 
 
 
 



Frage 3  
Unter welchen Bedingungen befürworten Sie den weiteren Ausbau von Windkraft- und PV 
Freiflächenanlagen im Landkreis – auch im Spannungsfeld zum Arten- und Landschaftsschutz? 
Denken Sie dabei auch an die höheren Flächenbeitragswerte Hessens für die 
Windenergienutzung bis 2032 (WindBG). 
Kommentar: Seit 1. Februar 2023 gibt es ein verbindliches Zwei-Prozent-Flächenziel für die 
Nutzung der Windenergie in Deutschland. Jedes Bundesland ist demnach verpflichtet, einen 
bestimmten Anteil seiner Landesfläche für die Windenergienutzung zur Verfügung zu 
stellen. Flächenbeitragswert bis 2027 in Hessen: 1,8 %. 
Windenergie ist grundsätzlich besser als die Atomanlage in Biblis zu betreiben und die 
Entsorgungsfrage hunderte Jahre in die Zukunft nicht klären zu können. In der Abwägung der Vor- 
und Nachteile, überwiegen die Vorteile für Windenergienutzung, leider werden die Windräder zu 
oft aus fragwürdigen Lieferländern mit Diktaturen und mit fragwürdigen Rohstoffen 
zusammengebaut (Neodym, Teakholz...). Der Aufbaustandort in Gebieten mit gut betuchten 
Bewohnern führt zudem ständig zu heftigem Widerstand. Die Linke Bergstraße unterstützt die 
konsequente Energiewende und den Ausbau der erneuerbaren Energien, einschließlich Windkraft, 
als zentrales Mittel gegen die Klimakrise. Wichtig ist dabei, dass dieser Ausbau sozial gerecht, 
dezentral und bestenfalls mit Bürger*innen-Beteiligung umgesetzt wird. Windkraftanlagen in 
Bürgerhand bringen zudem bis 19% Rendite und stellen daher eine niedrigschwellige 
Investitionsmöglichkeit für lokale Kleinanleger dar die so heutzutage auch keine Bank mehr 
anbieten würde. Dieses Geld zirkuliert danach aber auch wieder lokal, sprich eine lokale 
Kaufkrafterhöhung ist die Folge. Im Grunde ist das auch gut für die Region und zudem wäre die 
dezentrale Energieversorgung weniger krisenanfällig. Die Anteile sollten daher bevorzugt nicht an 
die gut betuchte örtliche Unternehmerschaft, sondern besser an Arbeiterfamilien verkauft werden, 
die solche Investitionsmöglichkeiten grundsätzlich nicht bekämen. 
Wir Linke an der Bergstraße sind für Windkraft mit Bürgerbeteiligung.  
Gemeinden können auch selbst solche Projekte vorantreiben, eins von vielen Beispielen: 49 
Prozent der Anteile an der Bürgerwindkraft Fuchstal GmbH & Co. KG hat die Kommune selbst 
behalten, 51 Prozent ihren Bürger*innen zum Kauf angeboten. Mit einem riesigen Erfolg, denn die 
Rendite lag in den letzten Jahren immer bei rund 19 Prozent. Entsprechend hoch war die 
Nachfrage, als drei weitere Windräder in Planung gingen, die seit 2023 laufen: „Wenn Sie ihr Geld 
auf der Bank haben, und null Prozent kriegen oder sogar noch Negativzins zahlen..”. 
Auch die Gemeinde selbst profitiert von den Windrädern, unter anderem von hohen 
Gewerbesteuereinnahmen – und davon haben alle etwas. Schulen und der Kindergarten wurden 
saniert und in sozialen Wohnungsbau investiert. „Wir können uns etwas leisten“ – das merken 
letztlich auch die Bürger*innen. 
 
Es benötigt daher schnellere Genehmigungsverfahren und Flächen für Windenergie, weil 
ansonsten der Ausbau zu langsam vorankommt und Klimaschutzziele schwer erreichbar sind. Der 
erwartbare Energieertrag einer Anlage mit konkretem Bezug auf ihre Nutzungsdauer muss 
zwingend mehr Beachtung finden. Die Bodenversiegelung unter der Stützkonstruktion muss daher 
universell konstruiert und im Anschluss für das nächste Windrad weiterverwendet werden können. 
Ein Rückbau betrifft in der Regel leider nur den Oberirdischen Teil solcher Anlagen.  



Der Artenschutzaspekt: Das Umweltministerium ist bereits intensiv daran die Eckpunktepapiere 
umzusetzen. In unserem Landkreis sind offenbar am stärksten der Rotmilan von der Anlage 
beeinträchtigt. Rotmilane verbringen, insbesondere in der Brutzeit, mehr als ein Drittel ihrer 
Flugzeit in Höhen der Rotoren moderner Windenergieanlagen und damit in potenziell 
kollisionsrelevanten Höhen. Die Studie von der Windkraftlobby in Brüssel, wonach Windanlagen 
nur 3,8% der Milanvogeltötungen verursachen, sehen wir als wenig unabhängig und nicht 
ernsthaft reproduzierbar an, daher wenig aussagekräftig. Das österreichische Vogelspezialisten-
Büro TB Raab präsentierte einige Zwischenergebnisse der europaweiten Besenderungs- und 
Zählkampagne Life-Eurokite. Dabei legt die Europäische Vogelzählung nahe, dass Windparks nur 
die sechsthäufigste menschengemachte Ursache sind. 
Es wurden seit 2013 2.346 Rotmilane mit kleinen Sendern ausgestattet. So kann das Team 
herausfinden, welche Tiere verstorben sind, diese dann bergen und die Todesursache 
herausfinden. Die Auswertung aller 624 Totfunde dieser besonderen Tiere in den letzten Jahren 
hat nun gezeigt: Ein Viertel (25,2 %) aller europaweit gezählten Totfunde sind an Vergiftung 

erlegene Rotmilane. Naheliegend ist die Annahme, dass hier Gifte in der Landwirtschaft eine Rolle 
gespielt haben. Schon deutlich weniger und dennoch mit 16,3 % fast jeder siebte tote Rotmilan 
starb am Verkehr. Dabei war der Straßenverkehr mit einem Anteil von zwei Dritteln daran doppelt 
so gefährlich für die Raubvögel wie der Schienenverkehr. Stromleitungen und dem Erschießen bei 
der Jagd fielen 9,9 und 8,7 Prozent der besenderten und gezählten Tiere zum Opfer. 
Die benannten Todesursachen der geschützten Milane sollten aber auch dringend verbessert 
werden, Verkehr, Vergiftung, Jagd etc. Neue Entwicklungen in der Windkraft-Technik können 
außerdem den Schutz von Rotmilanen im Bereich von Windparks in Zukunft noch deutlich 
erhöhen. So zeigt z.B. der Windpark Fuchstal in Bayern erfolgreich, wie es geht: Hier erkennt ein KI-
Kamerasystem einen Rotmilan schon von Weitem und schaltet das Windrad ab, sollte der Vogel 
ihm zu nahekommen. Der Schutz von Rotmilanen allein ist also kein Grund, Windkraft im 
Gesamten abzulehnen. 

Daher wäre eine zukünftige Pflicht für solche Antikollissionsnotabschaltungen eine Option und die 

Lösungen von Bayern müssen auf technische Übertragbarkeit in den Landkreis Bergstraße hin 

geprüft werden. Man muss nicht alles selbst erfinden, sofern es gut funktioniert. 

Das Monitoring im Windpark Fuchstal im oberbayerischen Landkreis Landsberg am Lech hat 
gezeigt: Die Windräder haben in der Laufzeit des Monitorings, keinen einzigen Rotmilan getötet.   
Zwischen den sieben Windkraftanlagen wurden dafür 2 Türme mit Kameras installiert, die das 
Flugverhalten der Greifvögel dokumentiert haben. Hätten die Sensoren erkannt, dass ein Vogel 
direkt auf die Rotoren zufliegt, wären die Anlagen automatisch gestoppt worden. Doch das war in 
der bisherigen Laufzeit nicht notwendig. Die Überwachung wird noch bis ins Jahre 2026 
fortgesetzt. 
 
Frage 4 
Soll der Landkreis auf eigenen Gebäuden und Liegenschaften verstärkt als Vorreiter bei 
Energieeinsparung und Ausbau erneuerbarer Energien auftreten (z. B. Dach-Verpachtung für PV, 
Energiemanagement, Sanierung)? 

 ☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 



Kommentar: Soll und kann sind schlechte Wörter, die im politischen oft schlichtweg bedeuten, dass 
etwas auf freiwilliger Basis passieren muss. Das aber zu oft dann nicht umgesetzt wird, weil es oft 
lediglich Wahlkampfreden waren.  
Wir stimmen ihnen zu: Der Landkreis muss das unbedingt tun.  
Begründung: Wie sich die Temperaturen entwickeln, wird maßgeblich von der Politik beeinflusst, 
ob nun 2 oder 3 Grad um 2050 erreicht werden, macht einen enormen Unterschied aus. Es gibt 
keine Alternative zu einer Minderung des absoluten Energieverbrauches der Bürger, dabei muss 
gleichzeitig weniger Emission verursacht werden. Der Verbrauch steigt derzeit noch an. Das zeigen 
vorläufige Daten der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, einer Gruppe aus 
Wirtschaftsverbänden und Instituten, die den Energieverbrauch in Deutschland auswertet. 
Modellrechnungen, die von einer Fortsetzung der bis Ende 2020 umgesetzten Politik ausgehen, 
führen zu einer mittleren globalen Erwärmung von 3,2 °C bis 2100. Eine solche pessimistische, 
jedoch nicht sicher ausgeschlossene Temperaturänderung wäre größer als alle während der letzten 
Jahrhunderte beobachteten natürlichen Temperaturschwankungen. Sie erfolgt mit einer 
Schnelligkeit, wie sie in den letzten 10. 000 Jahren nicht vorkam und hätte nahezu 
unkontrollierbare Folgen für die Spezies Mensch. Das 1,5C° Ziel ist derzeit kaum zu halten und man 
muss sich freuen sofern es lediglich zu 2C° käme. 
 
Wahlprüfsteine des Paritätischen Wohlfahrtsverbands Hessen, Kreisgruppe Bergstraße 
 
Am 15. März 2026 wird im Landkreis Bergstraße ein neuer Kreistag gewählt. Der Paritätische 
Wohlfahrtsverband Hessen – Kreisgruppe Bergstraße möchte diesen Anlass nutzen, um zentrale 
sozialpolitische Themen in die öffentliche Diskussion einzubringen. Mit 33 Mitgliedsorganisationen 
im Landkreis Bergstraße – gemeinnützige soziale Träger von der Kita, über Jugendhilfe, 
Familienzentren und Frauenhaus bis hin zur Pflegeeinrichtung – vertritt unser Verband einen 
wesentlichen Teil der sozialen Infrastruktur des Landkreises mit über 600 Mitarbeitenden 
insgesamt. Die folgenden Fragen richten sich an alle zur Kreistagswahl zugelassenen Parteien und 
Wählergruppen mit Ausnahme der AfD. Themenfeld 1: Vielfalt gemeinnütziger, sozialer Träger und 
Subsidiaritätsprinzip sollten gemeinnützige Organisationen bei der Erbringung sozialer Leistungen 
bevorzugt werden oder gilt ein Vorrang für Wirtschaftlichkeit bei der Leistungserbringung? 
Hintergrund: Das sogenannte „Subsidiaritätsprinzip“ räumt gemeinnützigen Organisationen der 
Zivilgesellschaft – „Freien Trägern“ – einen Vorzug im Rahmen der Erbringung sozialer Leistungen 
ein. Hintergrund ist vor allem die weitreichende sozialintegrative Wirkung dieser Organisationen 
für die die Gesellschaft, weshalb Subsidiarität als Leitprinzip auch in der Sozialgesetzbüchern 
verankert ist. Vor dem Hintergrund finanzieller Engpässe und politischer Erwägungen wird dieses 
Prinzip jedoch stellenweise unterlaufen und werden Aufträge nach Maßgabe der Wirtschaftlichkeit 
an nicht-gemeinnützige Leistungserbringer vergeben oder in der öffentlichen Verwaltung erbracht 
bzw. in diese zurückgeführt, obwohl es hierfür auch Angebote gemeinnütziger Organisationen gäbe 
und ungeachtet negativer Auswirkungen auf die Qualität der Sozialen Arbeit 
 
Themenfeld 1: Vielfalt gemeinnütziger, sozialer Träger und Subsidiaritätsprinzip 
Sollten gemeinnützige Organisationen bei der Erbringung sozialer Leistungen bevorzugt 
werden oder gilt ein Vorrang für Wirtschaftlichkeit bei der Leistungserbringung? 
Hintergrund: 



Das sogenannte „Subsidiaritätsprinzip“ räumt gemeinnützigen Organisationen der Zivilgesell- 
schaft – „Freien Trägern“ – einen Vorzug im Rahmen der Erbringung sozialer Leistungen ein. 
Hintergrund ist vor allem die weitreichende sozialintegrative Wirkung dieser Organisationen 
für die die Gesellschaft, weshalb Subsidiarität als Leitprinzip auch in der Sozialgesetzbü- 
chern verankert ist. Vor dem Hintergrund finanzieller Engpässe und politischer Erwägungen 
wird dieses Prinzip jedoch stellenweise unterlaufen und werden Aufträge nach Maßgabe der 
Wirtschaftlichkeit an nicht-gemeinnützige Leistungserbringer vergeben oder in der öffentli- 
chen Verwaltung erbracht bzw. in diese zurückgeführt, obwohl es hierfür auch Angebote ge- 
meinnütziger Organisationen gäbe und ungeachtet negativer Auswirkungen auf die Qualität 
der Sozialen Arbeit 

 ☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 
Gemeinnütziger Träger verfolgen keine Gewinnerzielungsabsichten und reinvestieren ihre Mittel in 
Qualität und Personal. Etwaige Mehrkosten gegenüber privaten Anbietern resultieren häufig aus 
besseren Arbeitsbedingungen und höherer Leistungsqualität. Wir lehnen Einsparungen zulasten 
von Beschäftigten oder Leistungserbringern ab und sprechen uns klar für einen Vorrang 
gemeinnütziger Organisationen bei der Erbringung sozialer Leistungen und in der Auftragsvergabe 
aus. 
 
Themenfeld 2: Vertretung von Menschen mit Behinderung 
Setzen Sie sich für die Einrichtung eines Behindertenbeirats durch den Kreistag ein? 
Hintergrund: 
Im Gegensatz zu vielen Städten und Landkreisen in Südhessen verfügt der Kreis Bergstraße 
über keinen Behindertenbeirat, der die Einbeziehung von Menschen mit Behinderung und deren 
Belangen in die Kommunalpolitik institutionell verankert. Das Modell der sogenannten 
„Teilhabekommission“, die stattdessen mit diesem Ziel durch den Kreisausschuss gebildet wurde, 
ist als gescheitert anzusehen. Das Gremium wurde nicht regelhaft einberufen (zuletzt2023!), 
konnte kaum Wirkung entfalten und so keine Vertretung von Menschen mit Behinderung in 
kommunalpolitischen Prozessen etablieren. Ein Behindertenbeirat, der durch den Kreistag 
eingesetzt und demokratisch aus sachkundigen Bürgerinnen und Fraktionsvertreterinnen 
gewählt würde, könnte demgegenüber als eigenständiges kommunalpolitisches Gremium – 
analog zu anderen Beiräten – agieren und organisiert werden. 
Antwort: 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 
Die Mehrheit der Bürger*innen mit Einschränkungen wurden völlig uneingeschränkt und gesund 
geboren und sind erst durch Schicksalsschläge zu Behinderungen gekommen. Fast jede*r zehnte 
Deutsche ist mit Einschränkungen belastet und gilt demnach als schwerbehindert, etwa 7,9 Mio. 
Menschen, 9,3 Prozent der Gesamtbevölkerung. Behinderungen bestehen vergleichsweise selten 
seit der Geburt oder im Kindesalter, sondern entstehen meist erst im fortgeschrittenen Alter. So 
war rund ein Drittel (34 % oder 2,7 Millionen) der schwerbehinderten Menschen zum Jahresende 
2023 im Alter ab 75 Jahren. 
Es gibt keinen plausiblen Grund, der gegen die Einrichtung eines Behindertenbeirates an der 
Bergstraße spricht, zudem ist die Wahrscheinlichkeit auch selbst irgendwann direkt betroffen zu 
sein, nicht gerade gering. Die Benutzung von Bahnhöfen ohne ordentliche behindertengerechte 



Toilette (Fürth+Weinheim+Heppenheim) ist auch weiterhin ein völlig untragbarer Zustand für 
Betroffene, welches dieser Beirat dann auch direkt ansprechen könnte! Das Abschieben der 
alleinigen Verantwortung auf die Zuständigkeit der DB AG löst das Problem für Behinderte, Ältere 
und Menschen mit Kindern leider weiterhin nicht hinreichend. Hier muss der Kreis Bergstraße 
gemeinsam mit der DB eine zukunftsfähige Lösung finden. Mehr Barrierefreiheit wäre auch zu 
befürworten. Die politische Teilhabe von Menschen mit Behinderung erfordert also eine 
verlässliche und institutionell verankerte Interessenvertretung. Wir befürworten die Einrichtung 
eines Behindertenbeirats durch den Kreistag daher ausdrücklich. 
 
 
 
Wahlprüfsteine des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), Kreis Bergstraße  
Die folgenden Punkte verstehen sich als zentrale gewerkschaftliche Positionen, zu denen die zur 
Kreistagswahl antretenden Parteien und Wählergruppen Stellung beziehen sollen. Wahlposition 1 
Eine deutliche Verbesserung der Finanzausstattung der Städte, Gemeinden und Landkreise durch 
Bund und Land, die die Kommunen in die Lage versetzt, in die öffentliche Infrastruktur und in 
wichtige Zukunftsaufgaben zu investieren. 
 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 

Kommentar: 
Damit Kreise Städte und Gemeinden die wachsenden Aufgaben gut erfüllen können, ist eine 
ausreichende Finanzierung notwendig. Zweckgebundene Mittel von Bund und Land sind 
allerdings nicht flexibel einsetzbar, bringen teils zusätzliche Aufgaben mit sich und erfüllen nicht 
immer effektiv die Bedürfnisse der Bürger. Oft sind zweckgebundene Mittel an Großbauprojekte 
geknüpft. Problematisch waren im Kreis die vielen Schließungen kleiner Betriebe und die dadurch 
wegfallende Gewerbesteuer. Ein höherer Anteil an der Einkommenssteuer für Städte und 
Gemeinden wäre eine faire, effektive und langfristig stabile Lösung. Extreme Schwankungen und 
Steuervermeidung (beispielsweise durch Gewinnabführungsverträge) sind hier nicht möglich. Die 
Einkommenssteuer stellt für die Kommunen eine verlässliche eigenständige Einnahme dar. 
  
Wahlposition 2  
Der Erhalt des Kreiskrankenhauses Bergstraße in öffentlicher Trägerschaft, keine Privatisierung 
oder Teilprivatisierung. 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teils 

Gesundheitsversorgung gehört in öffentliche Hand. Sie darf nicht Profitinteressen untergeordnet 
werden. 
 
Wahlposition 3  
Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 

☐ Ja ☐ Nein ☐ Teil 
Im Kern sind wir für mehr bezahlbaren Wohnraum, darum wollen wir ein dauerhaftes 
Leerstandskataster einführen sowie Kontingente für bedürftige Personen vorbehalten.  
Ziel ist eine zeitnahe Nutzung vorhandener Flächen statt neuer Flächenversiegelung. Viele fördern 



aktiv die Umwandlung von Leerstand in Wohnraum – das hat sich auch bereits bewährt z. B. 
Umnutzung von Büro- oder Gewerbeflächen in Wohnungen, Aktivierung von Baulücken und 
Verdichtung entlang öffentlicher Verkehrsmittel. Im Landkreis Bergstraße stehen aktuell etliche 
Gewerberäumlichkeiten komplett ungenutzt leer bei gleichzeitig hoher Nachfrage nach 
bezahlbarem Wohnraum. Es ist Zeit kommunale Kompetenzen zu stärken, um die Ressource 
Leerstand gezielt gegen den Wohnraummangel einzusetzen. 
Schön wäre auch Unterstützung bei der Gründung von mehr Wohnungsgenossenschaften und 
gemeinschaftliche Wohnprojekten, Initiativen wie das Mietshäuser-Syndikat unterstützen seit 
Jahren gemeinschaftliche Wohnprojekte, bei denen Wohnungen langfristig nicht als Renditeobjekt, 
sondern als gemeinschaftliches Gut verwaltet werden. So könnte zusätzlich dauerhaft günstiger 
Wohnraum mit hoher Wohnqualität geschaffen werden. Diese Projekte schaffen bezahlbaren 
Wohnraum mit dauerhaften stabilen Mieten. Das gibt den Mietern soziale Sicherheit, die heute oft 
nicht mehr selbstverständlich ist. Die Folge niedrige Geburtenrate, Frustration und häufige Umzüge 
die mit dem Verlust von Freunden und dem Sozialem Umfeld häufig korrelieren. Der Landkreis 
kann natürlich auch eine kreisweite Wohnungsbaugesellschaft mittragen und bestehende 
kommunale Gesellschaften finanziell oder organisatorisch stärken, sowie gezielt, dauerhaft 
gebundene Sozialwohnungen schaffen (nicht nur 20–30 Jahre). 
Einige Landkreise in Niedersachsen und NRW machen so etwas auch schon sehr lange erfolgreich 
mit ihren regionalen Wohnungsunternehmen. Ein weiteres Problem ist die überhöhte Bürokratie, 
denn viele Förderprogramme scheitern an ihrer Komplexität. Der Kreis müsste daher als zentrale 
Beratungs- und Koordinierungsstelle für Kommunen, Genossenschaften und soziale Träger 
auftreten. Es wäre durchaus realistisch die dazu nötige Landes- und Bundesförderung zu bündeln 
(Hessen, KfW, ggf. EU). 

Dann ist es auch noch möglich, Planungs- und Antragsverfahren auf Kreisebene zu standardisieren. 
Diese Maßnahmen sind unserer Ansicht nach grundsätzlich erprobt und geeignet, die Hürden 
besonders für kleinere Kommunen und Genossenschaften zu senken und Wohnraum zu 
erschaffen. Eine weitere Option ist die Öffentliche Förderung für sozialen Wohnungsbau und 
direkte Zuschüsse für den Bau von Sozialwohnungen. 
Unser Ansatz ist daher Wohnen ist Daseinsvorsorge, kein Renditeobjekt. 
Es braucht also zuerst eine Verbindliche Wohnraumbedarfsplanung mit regelmäßiger Analyse der 
Ressourcen und eine Übersicht des Leerstandes und dem Potential Wohnraum zu schaffen, das 
kann durch Aufstockung von Gebäuden, Lückenfüllen oder durch ungenutzte Liegenschaften des 
Kreis Bergstraße geschehen. Wir fordern daher: Regelmäßige kreisweite Wohnraumanalyse, Klare 
Zielzahlen für Sozialwohnungen, barrierefreie Wohnungen, kleine und familiengerechte 
Wohnungen und eine bessere Grundlage für Förderentscheidungen und lokale Flächenpolitik. 
 


